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Änderungsantrag zuWB­FM­01

Von Zeile 67 bis 72:
muss endlich Schluss sein. Deshalb werden wir mit dem Rüstungsexportgesetz gesetzlich verbindlich und
restriktiv neu regeln, dass der Handel mit allen Rüstungsgütern an klare strenge Kriterien geknüpft, und
massiv begrenzt und derwird. Der Export in Staaten außerhalb vonder EU, der NATO und Europäischer
Union unterbunden wirdNATO-gleichgestellter Länder darf nur in ganz wenigen Fällen und nur in
Zusammenhang mit VN-mandatierten Einsätzen erfolgen. Insbesondere Exporte in Konfliktgebiete und
Länder, in denen schwere Menschenrechtsverletzungen stattfinden, sollen endlich gesetzlich verboten
werden. Auf europäischer Ebene brauchen wir sowohl eine stärker koordinierte Sicherheits- und
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